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Ich bin für mehr Wohlstand und bessere Arbeitsbedin-
gungen und gerade deshalb gegen 4000 Fr. Mindest-
lohn. Er würde unseren flexiblen Arbeitsmarkt und so 

eine unserer wichtigsten Wohlstandsquellen schädigen 
und nur den Profiteuren der Kontroll- und Problembe-
wirtschaftungsbürokratie nützen.

Gegen den Mindestlohn wurde schon viel Richtiges 
gesagt: Je höher er ist, desto schädlicher ist er, und mit 
4000 Fr. monatlich hätte die Schweiz weltweit den weit-
aus höchsten Mindestlohn. Er würde offene oder ver-
deckte Arbeitslosigkeit bringen und den Jungen den Ein-
stieg und Müttern den Wiedereinstieg ins Berufsleben 
erschweren. Besonders hart würde er die Wirtschaft der 
Randregionen treffen, wo die Löhne niedriger, aber we-
gen der niedrigeren Lebenshaltungskosten unproblema-
tischer als in den Zentren sind. Auch zur Armutsbekämp-
fung ist der Mindestlohn untauglich, weil die meisten 
Niedriglohnbezüger in Haushalten mit mehreren Ein-
kommen leben und so wirtschaftlich oft besser gestellt 
sind als viele Besserverdienende, die allein eine Familie 
unterhalten. All diese Kritik ist aber noch zu zahm und 
vernachlässigt wichtige Aspekte.

Der von den Gewerkschaften geforderte Mindestlohn 
ist ein Arbeitsverbot: Er verbietet alle Arbeit, mit der die 
Arbeitgeber nicht wenigstens 4000 Fr. plus Lohnneben-
kosten erwirtschaften können. Staatliche Arbeitsverbote 
sind aber mehr als Unsinn, solange die Arbeitnehmer 
mündig sind und zwischen den Arbeitgebern Wettbewerb 
um die Arbeitnehmer herrscht, sodass sie keine Monopol-
macht ausspielen können. Tatsächlich gibt es im Markt für 
wenig spezialisierte Arbeit besonders viele konkurrie-
rende Arbeitgeber aus verschiedenen Branchen. Es gibt 
auch keinerlei Grund anzunehmen, die Arbeitnehmer 
seien unmündig. Löhne unter 4000 Fr. sind zumeist das 
Ergebnis freiwilligen Handelns beider Marktseiten. Ent-
sprechend arrogant und weltfremd ist es, so wie manche 
Gewerkschafter die Niedriglohnbezüger als ausgebeutete 
Verlierer hinzustellen und von «Tieflohnschande» zu re-
den. Immerhin sind die heutigen «Tieflöhne» im inter
nationalen Vergleich sehr hoch.

Lohnunterschiede schaffen Anreize
So oder so: Unliebsame Marktergebnisse mit Preisvorschrif-
ten zu attackieren, bringt nichts und schadet viel. Der freie 
Arbeitsmarkt hat eine volkswirtschaftlich zentrale Steue-
rungsfunktion. Arbeitskräfte sind in der Schweiz generell 
knapp. Deshalb wird überall über den Fachkräftemangel 
geklagt und nach angemessen qualifizierten Arbeitskräf-
ten gesucht. Die je nach Qualifikation, Branche und Spe-
zialisierung unterschiedliche Knappheit spiegelt sich in 
Lohnunterschieden. Diese Lohnunterschiede geben den 
Arbeitnehmern Anreize, sich in Berufe zu bewegen und 
sich Fähigkeiten anzueignen, die knapp sind. Wenn Daniel 
Lampart vom Gewerkschaftsbund wie kürzlich in der NZZ 
den Mindestlohn fordert, weil ausgebildete Flugbegleite-

rinnen und Kundenberaterinnen für Schönheitspflege 
weniger als 4000 Fr. verdienen, redet er als guter Ökonom 
wider besseres Wissen. Der Grund für diese niedrigen 
Löhne ist nicht Ausbeutung. Vielmehr sind es Jobs, die «zu 
viele» Frauen gerne machen. Durch den Mindestlohn 
würden diese Jobs nur noch attraktiver, und das Angebot 
an Arbeitskräften würde noch steigen. Gleichzeitig ginge 
die Nachfrage nach Arbeitskräften zurück, weil die Arbeit-

geber die höheren Kosten nur zum Teil auf ihre Kunden 
überwälzen könnten und Arbeitsplätze wegrationalisieren 
müssten. Die entscheidende Frage ist somit, was der An-
gebotsüberschuss an Arbeitskräften bewirken würde.

Die Zunahme der Arbeitslosenrate wäre nur der klei-
nere Teil der negativen Folgen. Viel wichtiger (aber in Poli-
tik und Wissenschaft systematisch vernachlässigt) ist, wie 
sich die Arbeitsqualität ändert. Bisher hat der Wettbewerb 
zwischen den Arbeitnehmern zu Löhnen unter 4000 Fr. 
geführt. Mit dem Mindestlohn wäre der Wettbewerb aber 
nicht weggeblasen, sondern würde nur noch intensiver. 
Weil er nicht mehr über den Lohn spielen könnte, würde 
er sich auf andere Bereiche verlagern. Die Arbeitgeber – 
oder genauer die für die Einstellung zuständigen Perso-
nen – könnten diejenigen auswählen, die ihnen am meis-
ten bieten: die höchste Qualifikation, Leistungsbereit-
schaft, Belastbarkeit, zeitliche Flexibilität, gutes Aussehen 
usw. Kurz: Von den Arbeitnehmern würde dann noch 
mehr verlangt werden, der Stress am Arbeitsplatz würde 
zunehmen, die Schwächsten gerieten unter die Räder.

Viele Arbeitgeber müssten wohl auch bisherige Ver-
günstigungen abbauen. Heute übernehmen viele Firmen 
die Kosten des Transports an oder zwischen Arbeitsplätzen, 
stellen günstige Parkplätze zur Verfügung, vergünstigen 
Mahlzeiten etc. Sie haben einen grossen Spielraum, um 
die Entlohnung indirekt wieder auf das bisherige Niveau 
zu senken. Manche Arbeitgeber würden auch ihre Stellen 
neu definieren. Neu würden Mitarbeiter als Praktikanten 
und Auszubildende eingestellt, für die der Mindestlohn 
nicht gelten würde. Aber auch die Arbeitnehmer würden 
reagieren. Sie wollen ja arbeiten und würden das auch für 
die bisherigen niedrigeren Löhne tun. Das können sie, 
wenn sie sich als Selbständige deklarieren und damit so-
ziale Sicherheiten aufgeben. Natürlich sagen die Gewerk-
schaften dagegen, das müsse alles verboten und kontrol-

liert werden. Ja, da kommt sie, die Kontroll- und Problem-
bewirtschaftungsbürokratie, und die Profiteure freuen sich.

Solche Reaktionen zu vernachlässigen, ist naiv. Gerade 
diejenigen Gewerkschafter, die die Arbeitgeber als Aus-
beuter und die Arbeitnehmer als ihre unbedarfte Manöv-
riermasse sehen, müssten eigentlich damit rechnen. Aber 
anscheinend leben sie in einer Wolf-Schaf-Welt: Im freien 
Markt sind Unternehmer böse Ausbeuterwölfe. Wenn 
ihnen aber Väterchen Staat die Löhne vorschreibt, folgen 
sie ihm brav wie Schafe. Natürlich sind die allermeisten 
Unternehmer weder solche Wölfe, noch werden sie so 
schnell zu Schafen.

Schliesslich ist die Rolle der Zuwanderung zu berück-
sichtigen. Ein Mindestlohn von 4000 Fr. ist im internatio-
nalen Umfeld äusserst attraktiv, besonders auch für 
Grenzgänger. In Europa gibt es ein fast unbeschränktes 
Reservoir an leistungswilligen Menschen, die sehr gerne 
für 4000 Fr. in der Schweiz arbeiten. Deshalb würde mit 
dem Mindestlohn der Zuwanderungsdruck steigen, was 
nicht nur zur Verdrängung bisheriger Arbeitskräfte, son-
dern auch zu einer zusätzlichen Steigerung der Ansprü-
che der Arbeitgeber und damit zu mehr Leistungsdruck 
am Arbeitsplatz führen würde.

Bumerang für Einheimische
Natürlich würden dagegen die Gewerkschaften noch 
mehr flankierende Massnahmen und Kontrollen fordern. 
Aber Zuwanderern fällt es zumeist leichter als Einheimi-
schen, diese zu umgehen. Beispielsweise können sie sich 
leichter als die Einheimischen als Selbständige deklarie-
ren, weil unsere Behörden kaum kontrollieren können, ob 
sie Schein- oder richtige Selbständige sind.

Damit werden Mindestlöhne für die Einheimischen erst 
recht zum Bumerang. Es ist traurig, dass die Gewerkschaf-
ten keine besseren Vorschläge zur Verbesserung der Ein-
kommens- und Arbeitsbedingungen im Niedriglohnbe-
reich haben. Was aber würde wirken? In den betreffenden 
Branchen muss die Nachfrage nach Arbeitskräften erhöht 
und das Angebot gesenkt werden. Dafür müssen diese 
Branchen und die Wirtschaft ganz allgemein von übermäs-
sigen Abgaben und ineffizienten Regulierungen entlastet 
werden. Potenzielle Neueinsteiger in die Niedriglohnbe-
rufe müssen klar über die schlechte Lohnsituation infor-
miert werden. Weiterbildung und Umschulung von Perso-
nal im Niedriglohnbereich müssen gestärkt, Lebenshal-
tungskosten gesenkt, Parallelimporte und Direkteinkauf 
durch Konsumenten im Ausland erleichtert werden. Wenn 
dann die Gesellschaft immer noch findet, Schlechtverdie-
nende sollten mehr verdienen, soll sie die Kosten selbst 
übernehmen und ihnen staatliche Lohnzulagen zahlen, 
statt die Arbeitgeber – die Einzigen, die wirklich etwas für 
ihre Arbeitnehmer tun – noch stärker zu belasten.

Reiner Eichenberger ist Leiter des Seminars für 
Finanzwissenschaft der Universität Freiburg i.Üe.

«Der von den 
Gewerkschaften 
geforderte 
Mindestlohn ist 
ein Arbeitsverbot.»

Mark Dittli
Chefredaktor 
zum Thema 
Novartis

Überfällige  
Fokussierung
Novartis im Jahr eins nach Daniel: Es 
geht voran. Am Dienstag gab der 
Pharmariese einen transformativen 
Deal bekannt. Die niedermargigen 
Geschäfte mit Impfstoffen, Tiermedi-
zin sowie – teilweise – mit nicht-
rezeptpflichtigen Medikamenten wer-
den abgestossen. Im Gegenzug über-
nimmt Novartis von der britischen 
Glaxo Smith Kline ein Portfolio mit 
Krebsmedikamenten (vgl. Seite 7). 

Der Schritt ist sinnvoll. Novartis 
konzentriert sich damit auf weniger, 
dafür höhermargige Geschäftsfelder. 
Für die verkauften Einheiten konnten 
die Basler respektable Preise erzielen. 
Das Onkologiepaket von Glaxo ist im 
direkten Vergleich zwar nicht gerade 
eine Perle wie die Genentech-Tochter 
von Roche, aber immerhin hat Nov
artis dafür keinen horrend hohen 
Kaufpreis bezahlt. Alles in allem also: 
ein Coup von Novartis. Der Bewer-
tungsabschlag gegenüber Roche ist 
immer weniger gerechtfertigt.

Die Strategie trägt die Handschrift von 
Jörg Reinhardt. Der frühere Bayer-
Manager hat im vergangenen Som-
mer das Verwaltungsratspräsidium 
von seinem Vorgänger Daniel Vasella 
übernommen. Er ist ein No-Non
sense-Präsident, der unaufgeregt im 
Hintergrund agiert; die Zusammen-
arbeit mit CEO Joe Jimenez scheint 
sehr gut zu funktionieren. 

Das ist genau das, was Novartis 
jetzt braucht. Vasella hat den Konzern 
während siebzehn Jahren geprägt und 
im Aufbau Grosses geleistet. Doch 
gegen Ende seiner Karriere wurde er 
zunehmend selbstherrlich; als VR-
Präsident liess er seinen CEO Jimenez 
keinen Raum, sich zu entfalten. Die 
Strategie und das breite Geschäfts-
portfolio «seiner» Novartis durften 
nicht hinterfragt werden. Mit dem 
jüngsten Schritt zeigen Reinhardt und 
Jimenez, dass die Ära nach Vasella 
begonnen hat. Und das ist gut so.

Es gebe in Europa zu viel Strom, der 
Strompreis sei sehr niedrig. Darum sei 
das Kernkraftwerk Mühleberg unrenta-
bel geworden und gehöre per sofort ab-
geschaltet. Der Ausfall könne problemlos 
über Import von Strom aus erneuerbaren 
Quellen kompensiert werden: Die Befür-
worter der Initiative «Mühleberg vom 
Netz», über die die Stimmbürger des Kan-
tons Bern am 18. Juni abstimmen, haben 
diese Argumentation nach Ostern über 
einen breit gestreuten Flyer kundgetan.

Nimmt man die Initianten beim Wort 
– «Es hat genug Strom!» –, stellt sich um-
gehend die Frage, warum denn in Zu-
kunft Strom gespart werden soll. Wenn 
wir schon an der Schwelle zum versor-
gungstechnischen Paradies stehen, also 
einem Überfluss von Strom aus erneuer-
baren Energien, so wird die Energiestra-
tegie 2050 in einem wesentlichen Punkt 
hinfällig: Sie setzt ganz zentral auf Spar-
massnahmen – und schreckt dabei auch 
nicht vor harten planwirtschaftlichen 
Eingriffen zurück. Auf diese könnte dann 
verzichtet werden. Die bundesamtlichen 
Verteidiger der Strategie dürften an die-
sem Schluss kaum Freude haben.

Im Fall einer Annahme der Initiative 
wäre mit Schadenersatzforderungen zu 
rechnen. Die Rede ist von gegen einer 
halben Milliarde Franken, um die Ver-
luste der Betreiberin BKW, die das Werk 
2019 vom Netz nehmen will, zu decken. 
Leicht naiv stellen die Initianten die 
«Ethik» dieser Forderung in Frage. Nur: 
Die Schadenersatzforderung hat eher mit 
Betriebswirtschaft denn mit Ethik zu tun. 
Wird der Schadenersatz verweigert und 

schreiben die BKW deswegen Verluste, 
muss der Kanton – also die Steuerzahler 
– als Mehrheitsaktionär geradestehen. 
Auch da gilt: «There is no free Lunch.»

Hinter dem Überangebot an Strom 
stehen zwei Ursachen, die die Initianten 
ausblenden. Zunächst sind die erneuer-
baren Energien nur deshalb so billig und 
reichlich vorhanden, weil sie in Deutsch-
land und auch in der Schweiz mit Milliar-
denbeträgen subventioniert werden – die 
Unterstützung soll hierzulande im kom-
menden Jahr noch massiv erhöht wer-
den. Gleichzeitig ist die Kohle sehr billig.

Das hat Folgen: Deutschland hat, als 
Vorreiter der Energiewende, einige Kern-
kraftwerke ausser Betrieb gesetzt. Zur 
Kompensation wurden Kohlekraftwerke 
hochgefahren. Das betrifft auch mit 
Braunkohle befeuerte Werke, die wohl 
schlimmsten Umweltverschmutzer. So 
ist der CO2-Ausstoss in Deutschland als 
Folge der Energiewende in den vergange-
nen Jahren wieder gestiegen. 

Mühleberg deckt rund 5% des schwei-
zerischen Strombedarfs – das könnte via 
Importe kompensiert werden. Wer jedoch 
meint, dass nur Strom aus erneuerbaren 
Quellen importiert wird, gibt sich Illusio-
nen hin. Die Schweiz führt auch schmut-
zigen Kohlestrom ein – und Strom aus 
französischen Kernkraftwerken.

Der Kampf gegen die Kernenergie ist 
nicht zu Ende gedacht. Sonst würden 
auch die militantesten Unterstützer der 
Energiewende erkennen, dass sie mit 
dem Ausstieg aus der Kernenergie die 
fossile Energie fördern – und damit den 
Klimaschutz unterwandern.

Russlands zugriffiger Präsident Wladimir 
Putin hat neulich ein Gesetz unterzeich-
net, das den Erwerb der russischen Staats-
bürgerschaft erleichtert. Der Erlass be-
günstigt «Landsleute (...), die fliessend 
Russisch sprechen und auf dem Territo-
rium der früheren Sowjetunion bzw. des 
Russischen Reiches in den jetzigen Gren-
zen Russlands wohnhaft waren oder sind», 
wie die Agentur Ria Nowosti schreibt; fer-
ner auch Personen, die nachweisen, «dass 
Russisch ihre Muttersprache ist und dass 
sie oder ihre direkten Angehörigen ständig 
in Russland leben oder lebten, einschliess-
lich in Gebieten des früheren Zarenreichs 
oder der Sowjetunion».

«Passportization» heisst diese Wunder-
waffe im Politikjargon. Russland hat sie 
bereits mit Erfolg eingesetzt in Abchasien 
und Südossetien. In Gebieten, die der 
Kreml der Republik Georgien, die mit 
ihren Minderheiten zuvor allerdings ge-
walttätig umgesprungen war, abgenom-
men hat. Ab 2002 erhielten Einwohner 
dieser Landstriche (ethnisch keine Rus-
sen, doch Georgier wollten und wollen sie 
noch weniger sein) gegen Vorlage alter 
sowjetischer Papiere neue russische.

Imperialistisches Instrument
Als dann Tiflis 2008 gegen südossetische 
Separatisten vorging, konnte Moskau be-
haupten, bedrohte russische Bürger be-
schützen zu müssen, und marschierte ein. 
Die Aufstückelung Georgiens durch Russ-
land ist letztlich ein Ergebnis der «Pass-

portization». Es handelt sich somit um ein 
besonders heimtückisches Instrument 
des Imperialismus, quasi um Biokolonisa-
tion. Ähnlich könnte etwa Frankreich sich 
bedrängt wähnenden Südjurassiern fran-
zösische Pässe ausstellen und diese Citoy-
ens neufs dann vor wüsten bernischen 
Horden bewahren kommen. Oder Öster-
reich den Südtirolern etc. Die Absurdität 
dieser Beispiele erhellt bloss die Gemein-
gefährlichkeit des russischen Vorgehens.

«Passportization» untergräbt das Völ-
kerrecht, indem sie die territoriale Unver-
sehrtheit souveräner Saaten faktisch aus-
hebelt und der aggressiv einbürgernden 
Seite effektive, wenngleich keinesfalls le-

gale Vetokraft verschafft. Das von Molda-
wien abtrünnige Transnistrien, ein Vasall 
Moskaus, erfreut sich auch reichlicher 
Einbürgerung. «Passportization» fand und 
findet ebenso auf der Krim wie anderswo 
in der Ukraine statt, nicht aus Mildtätig-
keit gegenüber einer gepeinigten russi-
schen Diaspora, sondern um das «nahe 
Ausland» bei Bedarf zu bedrohen, destabi-
lisieren, teils oder ganz zu annektieren.

Ukraine – wie weiter?
Doppelte Staatsbürgerschaft per se ist un-
bedenklich. Brenzlig wird’s, wenn ganze 
Regionen, vornehmlich angrenzend an 
den passverteilenden Staat, irgendwann 
mehrheitlich von Doppelbürgern be-
wohnt werden. Die Ukraine anerkennt 
die doppelte Staatsbürgerschaft gegen-
wärtig nicht, kann das jedoch nicht wirk-
sam durchsetzen.

Dem Kiewer Parlament liegt ein Ge-
setzentwurf vor, der scharfe Strafen (!) für 
Doppelbürgerschaft vorsieht – offenkun-
dig zur Abwehr befürchteter oder tatsäch-
licher «Passportization» durch Russland. 
Würde die Ukraine Einwohnern, die den 
russischen Pass besitzen, den ukraini-
schen aberkennen, so wäre das rechtlich 
vertretbarer, doch Moskau könnte das 
propagandistisch als Schikanierung von 
Landsleuten ausschlachten. «Passportiza-
tion» ist eine Falle. Unternimmt der Ziel-
staat nichts dagegen, gerät er existenziell 
in Gefahr; desgleichen, wenn er sich 
wehrt. Perfide Raffinesse, in der Tat.

Mehr fossile Energie 
Die Energiewende belastet das Klima.  Peter Morf

«Passportization» – eine Falle
Mit dem Verteilen russischer Pässe bringt Moskau Nachbarstaaten in Bedrängnis.  Manfred Rösch
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Russland verteilt auffallend freigebig 
Pässe an «Landsleute» in Nachbarstaaten.

Mindestlohn: Stress und Kontrollwahn
Unliebsame Marktergebnisse mit Preisvorschriften zu bekämpfen, schadet bloss. Im Niedriglohnsektor muss die Nachfrage nach 
Arbeitskräften erhöht und das Angebot gesenkt werden.  Reiner Eichenberger


